
„Heilung von Fehlern im Planfeststellungsverfahren im Schleswig-

Holsteinischen Landesverwaltungsgesetz“ 

Hintergrund ist folgender (siehe hierzu auch die anliegenden Textauszüge): 

Im Landesverwaltungsgesetz fehlen an einer Stelle im §142 Abs. 1a Satz 2 die Worte „oder 

ein ergänzendes Planverfahren“, die sonst in allen Landesverwaltungsgesetzen der 

Bundesländer, insbesondere aber im Verwaltungsverfahrensgesetz  (VwVfG) des Bundes, 

das als Vorlage für die Verwaltungsgesetze der Länder dient, enthalten ist. (siehe hierzu auch 

Seite 4 mit dem Auszug aus Wikipedia). Zum Vergleich ist der entsprechende Absatz des 

VwVfG in der Anlage mit abgedruckt.  

2014 ist das Landesverwaltungsgesetz mit der Drucksache 18/2582 ergänzt worden. In der 

Begründung dazu ist sogar auf das ergänzende Planverfahren Bezug genommen worden. Nur 

findet es sich dies leider nicht im Gesetzestext. Und dies hat das Verwaltungsgericht zum 

Anlass genommen, das ergänzende Planverfahren auszuschließen, vielleicht auch mit der 

Absicht eine Gesetzesänderung zu provozieren.  

Das heißt, es müsste ein Gesetzänderungsverfahren eingeleitet werden, mit dem das 

Landesverwaltungsgesetz um den Zusatz „oder ein ergänzendes Planverfahren“ ergänzt 

wird. 

Wolfgang Bätcke 
 

 

Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein 

(Landesverwaltungsgesetz - LVwG -) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 

§ 142 
Rechtswirkungen der Planfeststellung 

(1) Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten 

öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere behördliche 

Entscheidungen nach Landes- oder Bundesrecht, insbesondere öffentlich-rechtliche 

Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und 

Planfeststellungen nicht erforderlich. Durch die Planfeststellung werden alle öffentlich-

rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan 

Betroffenen rechtsgestaltend geregelt. 

(1a) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange sind unerheblich, wenn offensichtlich ist, daß sie die Entscheidung in der Sache nicht 

beeinflusst haben. Erhebliche Mängel bei der Abwägung oder eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften führen nur dann zur Aufhebung des 

Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung, wenn sie nicht durch Planergänzung 

behoben werden können; die §§ 114 und 115 bleiben unberührt. 

(2) Ist der Planfeststellungsbeschluß unanfechtbar geworden, so sind Ansprüche auf 

Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen oder auf 

Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen. Treten nicht voraussehbare Wirkungen des 

Vorhabens oder der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen auf das Recht einer oder 

eines anderen erst nach Unanfechtbarkeit des Planes auf, so kann die oder der Betroffene 



Vorkehrungen oder die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen verlangen, welche die 

nachteiligen Wirkungen ausschließen. Sie sind dem Träger des Vorhabens durch Beschluß der 

Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. Sind solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich 

oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so richtet sich der Anspruch auf angemessene 

Entschädigung in Geld. Werden Vorkehrungen oder Anlagen im Sinne des Satzes 2 

notwendig, weil nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens auf einem benachbarten 

Grundstück Veränderungen eingetreten sind, so hat die hierdurch entstehenden Kosten die 

Eigentümerin oder der Eigentümer des benachbarten Grundstücks zu tragen, es sei denn, daß 

die Veränderungen durch natürliche Ereignisse oder höhere Gewalt verursacht worden sind; 

Satz 4 ist nicht anzuwenden. 

(3) Anträge, mit denen Ansprüche auf Herstellung von Einrichtungen oder auf angemessene 

Entschädigung nach Absatz 2 Satz 2 und 4 geltend gemacht werden, sind schriftlich an die 

Planfeststellungsbehörde zu richten. Sie sind nur innerhalb von drei Jahren nach dem 

Zeitpunkt zulässig, zu dem die oder der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen des dem 

unanfechtbar festgestellten Plan entsprechenden Vorhabens oder der Anlasse Kenntnis 

erhalten hat; sie sind ausgeschlossen, wenn nach Herstellung des dem Plan entsprechenden 

Zustandes 30 Jahre verstrichen sind. 

(4) Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der 

Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer Kraft. Als Beginn der Durchführung des Plans 

gilt jede erstmals nach außen erkennbare Tätigkeit von mehr als nur geringfügiger Bedeutung 

zur plangemäßen Verwirklichung des Vorhabens; eine spätere Unterbrechung der 

Verwirklichung des Vorhabens berührt den Beginn der Durchführung nicht. 

 
Änderungstext aus Drucksache 18/2582 vom 11.12.2014 zu §142: 
 
Seite 16: 
 
9. § 142 wird wie folgt geändert:  
a) In Absatz 1a Satz 2 werden nach dem Wort „Abwägung“ die Worte „oder eine Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften“ und nach dem Wort „können“ ein 
Semikolon und die Worte „die §§ 114 und 115 bleiben unberührt“ eingefügt. 
 
 
Begründungstext aus Drucksache 18/2582 vom 11.12.2014 zu §142: 
 
Seite 38: 
 
 
Zu Nummer 9 (§ 142 Rechtswirkungen der Planfeststellung)  
Zu Buchstabe a (Absatz 1a)  
Die Ergänzung in Absatz 1a dient der Klarstellung, dass bei der Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften die allgemeinen Vorschriften in den §§ 114 und 115 
unberührt bleiben. Wie bei Mängeln in der Abwägung ist vorrangiges Ziel die Planer-
haltung. Nur wenn der Verfahrens- oder Formfehler nicht durch ein ergänzendes Ver-
fahren behoben werden kann, kommt eine Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 
oder der Plangenehmigung in Frage.  
 

 



Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes, das als Grundlage für die 

Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder dient: 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

§ 75 Rechtswirkungen der Planfeststellung 

(1) Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten 

öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere behördliche 

Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich. Durch 

die Planfeststellung werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des 

Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt. 

(1a) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von 

Einfluss gewesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwägung oder eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften führen nur dann zur Aufhebung des 

Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung, wenn sie nicht durch Planergänzung 

oder durch ein ergänzendes Verfahren behoben werden können; die §§ 45 und 46 bleiben 

unberührt. 

(2) Ist der Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar geworden, so sind Ansprüche auf 

Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen oder auf 

Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen. Treten nicht voraussehbare Wirkungen des 

Vorhabens oder der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen auf das Recht eines 

anderen erst nach Unanfechtbarkeit des Plans auf, so kann der Betroffene Vorkehrungen oder 

die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen verlangen, welche die nachteiligen Wirkungen 

ausschließen. Sie sind dem Träger des Vorhabens durch Beschluss der 

Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. Sind solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich 

oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so richtet sich der Anspruch auf angemessene 

Entschädigung in Geld. Werden Vorkehrungen oder Anlagen im Sinne des Satzes 2 

notwendig, weil nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens auf einem benachbarten 

Grundstück Veränderungen eingetreten sind, so hat die hierdurch entstehenden Kosten der 

Eigentümer des benachbarten Grundstücks zu tragen, es sei denn, dass die Veränderungen 

durch natürliche Ereignisse oder höhere Gewalt verursacht worden sind; Satz 4 ist nicht 

anzuwenden. 

(3) Anträge, mit denen Ansprüche auf Herstellung von Einrichtungen oder auf angemessene 

Entschädigung nach Absatz 2 Satz 2 und 4 geltend gemacht werden, sind schriftlich an die 

Planfeststellungsbehörde zu richten. Sie sind nur innerhalb von drei Jahren nach dem 

Zeitpunkt zulässig, zu dem der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen des dem 

unanfechtbar festgestellten Plan entsprechenden Vorhabens oder der Anlage Kenntnis 

erhalten hat; sie sind ausgeschlossen, wenn nach Herstellung des dem Plan entsprechenden 

Zustands 30 Jahre verstrichen sind. 

(4) Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der 

Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer Kraft. Als Beginn der Durchführung des Plans 

gilt jede erstmals nach außen erkennbare Tätigkeit von mehr als nur geringfügiger Bedeutung 

zur plangemäßen Verwirklichung des Vorhabens; eine spätere Unterbrechung der 

Verwirklichung des Vorhabens berührt den Beginn der Durchführung nicht. 
 

 



Aus Wikipedia:  

Zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen der Bundesländer:   

Verhältnis zum Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes 

Das jeweilige Landesverwaltungsverfahrensgesetz steht gleichberechtigt neben dem 

Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes (VwVfG) aus dem Jahre 1976 und regelt wie dieses 

das Verwaltungsverfahren der Behörden. Ursprünglich hatte der Bundesgesetzgeber in 

Ausschöpfung seiner Gesetzgebungskompetenz vorsehen wollen, dass immer dann, wenn 

Landesbehörden Bundesrecht anwenden, das Bundesverwaltungsverfahrensgesetz gilt (§ 1 

Abs. 2 VwVfG). Da in einem Verwaltungsverfahren jedoch oft sowohl materielles 

Bundesrecht als auch materielles Landesrecht anzuwenden ist, hätte diese Forderung die 

Länder vor unlösbare logistische Probleme gestellt.  

Auf politischer Ebene einigte man sich schließlich auf einen Kompromiss: Erlässt das Land 

auch ein Verwaltungsverfahrensgesetz, so gilt dieses auch für die Ausführung von 

Bundesrecht (§ 1 Abs. 3 VwVfG). Zugleich wurde auf politischer Ebene vereinbart, dass die 

von den Ländern zu erlassenden Landesverwaltungsverfahrensgesetze weitgehend wörtlich 

mit dem des Bundes übereinstimmen und auch dieselben Paragraphenbezeichnungen tragen. 

Dem sind alle Länder mit Wirkung vom 1. Januar 1977 nachgekommen. So stimmt § 35 

VwVfG mit der Definition des Verwaltungsaktes in § 35 Hessisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz wörtlich überein. Lediglich in Schleswig-Holstein ist man von 

diesem System leicht abgewichen. Da Schleswig-Holstein schon vor Inkrafttreten des 

Bundes-VwVfG ein sehr umfassendes Landesverwaltungsverfahrensgesetz hatte (das auch 

Regelungen zum Polizeirecht und zum Verwaltungsvollstreckungsrecht enthält), wurde dieses 

mit dem Inkrafttreten des Bundes-VwVfG nur im Wortlaut, nicht in der Nummerierung 

angepasst. Die Definition des Verwaltungsaktes steht daher heute in § 106 schleswig-

holsteinisches Landesverwaltungsgesetz, stimmt mit der des § 35 VwVfG aber inhaltlich 

überein.  

Ändert der Bund sein VwVfG, so folgen die Länder dem in der Regel kurze Zeit später für 

ihren Bereich nach.  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Verwaltungsverfahrensgesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__35.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Verwaltungsakt_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Schleswig-Holstein
https://de.wikipedia.org/wiki/Polizeirecht_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Verwaltungsvollstreckungsrecht

